
10 Deutschland // Europa FREITAG, 26. AUGUST 2011  FINANCIAL TIMES DEUTSCHLAND

...............................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Fordert Sicherheit für seine

Zunft: Nicolai Schäfer ist

Chef des Bundesverbands

der Honorarärzte 

Ein Doktor für gewisse Stunden
Weniger Arbeit, mehr Geld: Honorarärzte legen ihre Arbeitsbedingungen selbst fest. Davon profitieren auch die Krankenhäuser

Sarah Mühlberger, Berlin
........................................................................................................................

David Kreber arbeitet nicht am Wo-
chenende. Punkt. Er hat aber kein Pro-
blem mit Nachtschichten, und wo er
operiert, ob in Hamburg oder Hoyers-
werda, ist ihm nicht so wichtig. Kre-
ber (Name geändert) muss sich auch
gar nicht für einen Ort entscheiden,
denn seit einem knappen Jahr arbeitet

er mal eine Woche hier, mal eine
Woche dort: Kreber ist freiberuflicher
Neurochirurg, ein sogenannter Hono-
rararzt. Er hatte eine feste Stelle als
Assistenzarzt, bis ihn ein befreundeter
Honorararzt davon überzeugte, Über-
stunden und Stress gegen Freiheit und
gute Bezahlung einzutauschen.

Seither hilft er dort aus, wo er
gerade gebraucht wird – manchmal
tageweise, bisweilen auch mehrere

Wochen lang. Bis auf ein paar Details
seien eigentlich alle Kliniken gleich,
sagt Kreber, er müsse immer nur zwei
oder drei Feinheiten justieren. Dafür
rattert er in jeder neuen Neurologie
einen Fragenkatalog ab. Und auch die
Bezahlung stimmt: Als Honorararzt
kann der 40-jährige Mediziner end-
lich seine Bafög-Schulden abbezah-
len. Seine Bedingungen sind deswe-
gen nicht verhandelbar. „Die Kliniken
sind nicht immer glücklich“, sagt er,
„sie akzeptieren das aber“. Seinen
richtigen Namen will Kreber nicht in
der Zeitung lesen, es könnte hinder-
lich bei der künftigen Jobsuche sein.

Etwa 5500 Arztstellen seien in
Deutschland unbesetzt, schätzt die
Deutsche Krankenhausgesellschaft,
der Marburger Bund geht sogar von
12 000 offenen Stellen aus. Und der
Ärztemangel ist nicht mehr nur ein
Problem ostdeutscher Provinzen – sie
fehlen überall, auch im Westen. 

Schon seit einigen Jahren füllen
Honorarärzte diese Lücken. Selbst in
Großstädten wie Berlin ist ihr Einsatz
Alltag geworden. Ohne sie „wäre in
vielen Kliniken kein ordnungsgemä-
ßer Betrieb mehr möglich“, sagte
Jörg-Dietrich Hoppe, damaliger Präsi-
dent der Bundesärztekammer (BÄK),
schon 2009. 

Eine Arbeitsgruppe der BÄK prä-
sentierte Ende Mai 2011 erste Zahlen.
Demnach arbeiten heute etwa 4000
bis 5000 Honorarärzte aller Fachrich-
tungen in Praxen, Krankenhäusern
oder Rettungsdiensten – mehr als
60 Prozent aller medizinischen Ein-
richtungen greifen inzwischen auf sie
zurück. Ihr Stundenlohn liegt zwi-

schen 25 und 120 Euro und damit oft
doppelt so hoch wie der eines Festan-
gestellten. Allerdings müssen sie sich
selbst versichern, haben keinerlei
Anspruch auf Urlaub und kein Ein-
kommen, wenn sie krank werden.
Andererseits: Nur die wenigsten
Mediziner können ihre Konditionen
so diktieren wie Honorarärzte.

Die Einsätze werden dabei von
speziellen Arztagenturen vermittelt.
Sie heißen Facharztagentur, Hire a
Doc oder Doctorent. Der Arzt hinter-
legt dort sein Profil, gibt an, in wel-
chen Regionen er arbeiten möchte,
wie hoch der Stundenlohn sein soll
und erhält dann passende Angebote.
Um den Papierkram und die spätere
Abrechnung kümmern sich die Agen-
turen. Sie verlangen üppige Provisio-
nen von den Kliniken oder Praxen,
üblich sind zwischen acht und 20
Prozent des Honorars.

Bei den Einsätzen stießen die
Honorarärzte allerdings im-
mer wieder auf Skepsis,
manchmal auch Ableh-
nung der festangestell-
ten Kollegen, erzählt
Nicolai Schäfer. Der
Berliner Anästhesist hat
2008 den Bundesverband
der Honorarärzte mitge-
gründet und hält ihre Situation
in mancherlei Hinsicht für proble-
matisch. Rechtlich liege ihre Arbeit
in einer Grauzone, die Gefahr einer
Scheinselbstständigkeit
schwebe über jedem längeren
Einsatz. Hinzu kommen
Streitigkeiten um Rente,
Haftpflicht und Arbeits-

recht. Der Verband will sich mit den
Kliniken austauschen, doch die
schweigen bisher weitgehend. Zu
groß sei häufig die Sorge, dass der
Eindruck entstünde, man habe Perso-
nalsorgen, sagt Schäfer. Im Ausland
ist das längst anders: Dort sind Hono-
rarärzte als unverzichtbarer Teil des
Gesundheitswesens anerkannt. 

Kreber findet, dass auch die Patien-
ten davon profitieren, dass er seine
Arbeitsbedingungen selbst bestimmt.
„Heute bin ich einfach viel erholter“,
sagt er. Ewig will der Neurochirurg
allerdings nicht so weitermachen –
denn einen Webfehler hat sein derzei-
tiges Lebensmodell. Zwar sei er, der-
zeit Single und ohne Kinder, gerade
der optimale Kandidat für die Einsät-
ze – „ein Privatleben ist aber damit
fast unmöglich“. 

Grube will mit Abriss
bei Stuttgart 21 warten
Im Streit um das Bahnprojekt
Stuttgart 21 ist Bahn-Chef Rüdi-
ger Grube zu Kompromissen be-
reit. Es sei denkbar, mit dem Ab-
riss des Südflügels bis nach der
Volksabstimmung im Herbst zu
warten. „Bedingung ist, dass uns
finanziell und rechtlich keine
Nachteile entstehen und das Pro-
jekt nicht weiter verzögert wird“,
sagte Grube der „Süddeutschen
Zeitung“. Das müsse ihm Baden-
Württembergs Ministerpräsident
Winfried Kretschmann (Grüne)
verbindlich zusichern. Kretsch-
mann hatte mehrfach davor
gewarnt, den Südflügel vor der
Volksabstimmung abzureißen.
Von der Kombilösung, die Stutt-
gart-21-Schlichter Heiner Geißler
Ende Juli ins Gespräch brachte,
hält Grube aber nichts. Die Idee
sei Anfang der 1990er-Jahre dis-
kutiert und zu Recht verworfen
worden. Stuttgart 21 sei dem
Kombibahnhof städtebaulich,
wirtschaftlich, ökologisch und
verkehrlich überlegen. DPA

EU-Kommission klagt
gegen Bundesregierung
Deutschland behindert nach An-
sicht der EU-Kommission in be-
stimmten Fällen den Zuzug von
EU-Bürgern. Bisher dürfen direk-
te Verwandte ihrem Partner nur
in Härtefällen nach Deutschland
folgen. Homosexuelle Partner
müssen zudem Deutschkenntnis-
se nachweisen. Auch bei der
Ausweisung von EU-Bürgern sei
Deutschland strenger, als es die
EU-Vorschriften zuließen. Wegen
der erschwerten Familienzusam-
menführung hat EU-Justizkom-
missarin Viviane Reding ein
Vertragsverletzungsverfahren
eingeleitet. Die Bundesregierung
sei informiert, man führe einen
„konstruktiven Dialog“. DPA
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Am Ziel nach 
1224 Kilometern
Schweißer haben am Donnerstag in
Lubmin bei Greifswald die letzte Ver-
bindungsschweißnaht zwischen der
Ostseepipeline Nord Stream und
der Festlandleitung OPAL geschlossen.
Die vom russischen Wyborg 1224 Kilo-
meter durch die Ostsee führende Gas-
leitung werde im letzten Quartal 2011
offiziell in Betrieb gehen, sagte der Pro-
jektleiter der Nord Stream AG, Georg
Nowack. Derzeit laufen die letzten
Tests. Der erste Strang der Ostseepipe-
line wird seit wenigen Tagen mit 1,5
Millionen Kubikmeter Stickstoff befüllt,
um den letzten Sauerstoff aus der Lei-
tung zu drücken, wie Nowack erklärte.
Von September an soll die Leitung mit
Erdgas befüllt werden. Ab Ende 2012 –
mit der Fertigstellung eines zweiten
Rohrstranges – soll sich die 
Kapazität der 7,4 Mrd. Euro teuren Ost-
seepipeline auf 55 Milliarden Kubikme-
ter Erdgas pro Jahr verdoppeln. Dann
könnten 26 Millionen Haushalte mit
Gas versorgt werden. DPA

Mediziner rüsten für harte Tarifrunde
Ärztegewerkschaft verlangt weniger Bereitschaftsdienste und mehr Geld

Maike Rademaker, Berlin
........................................................................................................................

Der Marburger Bund fordert für die
rund 50 000 Ärzte an kommunalen
Kliniken bessere Arbeitsbedingun-
gen. Im Zentrum der neuen Tarif-
runde stünden die Bereitschaftsdiens-
te, sagte der Vorsitzende der Gewerk-
schaft, Rudolf Henke, am Donnerstag
in Berlin: „Wir wollen, dass die Ärzte
nicht mehr als vier Bereitschafts-
dienste im Monat machen.“ 

Zusätzlich sollen diese Dienste
besser bezahlt werden und das Grund-
gehalt um sechs Prozent steigen. Der
Verband kommunalen Arbeitgeber-
verbände (VKA) hat die Forderung als
zu hoch zurückgewiesen. Die erste
Verhandlungsrunde ist für den 13.
September geplant. 

Nach einer Umfrage des Marbur-
ger Bundes leisten rund die Hälfte
aller Ärzte an den kommunalen Klini-
ken mehr als fünf Bereitschafts-
dienste im Monat, manche über zehn.
Die Ärzte können mit solchen Bereit-

schaftsdiensten zu maximal 24 Stun-
den Arbeitszeit am Stück verpflichtet
werden. Auch aus diesem Grund ha-
ben die Kliniken zunehmend Schwie-
rigkeiten, gutes Personal zu finden. 

Die Gewerkschaft fordert, dass die
Dienste zudem mindestens einen Mo-
nat im Voraus angekündigt und ver-
bindlich eingeplant werden – kurz-
fristig anberaumte Bereitschafts-
dienste sollen sonst besser bezahlt
werden. „Der Bereitschaftsdienst darf
nicht die billige Variante der Regelar-
beitszeit sein“, sagte Henke. Weniger
Bereitschaftsdienste und weniger Fle-
xibilität würde allerdings bedeuten,
dass an manchen Kliniken mehr Ärzte
eingestellt werden müssen – und das
bei ohnehin klammen Kassen und
mancherorts akutem Ärztemangel.

Entsprechend harsch lehnte die
VKA am Donnerstag die Forderung
der Ärzteorganisation ab. Sie sum-
mierten sich auf ein Gehaltsplus von
insgesamt 9,5 Prozent und damit
350 Mio. Euro Mehrausgaben, hat
man bei den Kommunen ausgerech-

net. „Die Forderungen sind nicht
finanzierbar“, sagte Manfred Hoff-
mann, Hauptgeschäftsführer der VKA.

Hinzu kommt: Im vergangenen
Jahr hat der Marburger Bund bereits
bei Gehalt und Bereitschaftsdiensten
ein kräftiges Plus errungen. Nach
dreiwöchigen Streiks, für die Tau-
sende Eingriffe verschoben werden
mussten, wurde ein Lohnplus von
zwei Prozent für die Ärzte vereinbart.
Die Bezahlung der Bereitschafts-
dienste stieg je nach Qualifikation der
Ärzte um mindestens fünf, maximal
um zwölf Prozent, und es wurde ein
Zuschlag für Nachtarbeit vereinbart.

Schnelle Verhandlungen dürfte es
deswegen nicht geben. Einen Vorge-
schmack auf die Verhandlungen lie-
fern die Auseinandersetzungen auf
Länderebene: Hier fordert der Mar-
burger Bund für 20000 Ärzte an Uni-
versitätskliniken fünf Prozent mehr
Lohn. Die Verhandlungen laufen seit
Anfang Juni. Nun wollen die Tarif-
partner nach einer Unterbrechung am
7. September erneut verhandeln. 


